
8

International
Freitag, 7. Oktober 2022

Griechenland Bei zwei schweren
Bootsunglücken in derÄgäis sind
mindestens 18 Menschen ums
Leben gekommen. Ausserdem
werden laut griechischerKüsten-
wacheweiterhin vieleMenschen
vermisst. «Es ist lange her, dass
wir Schiffsunglücke mit so vie-
len Toten gesehen haben, und
dann auch noch zwei gleichzei-
tig», sagte gestern ein Sprecher
der Behörde. Athen erhebt
schwereVorwürfe gegen dieTür-
kei: Die dortige Küstenwache
müsse die Schmuggleraktivitä-
ten endlich unterbinden undver-
hindern, dass die Menschen von
der türkischenWestküste ableg-
ten, zumal bei dem extrem
schlechtenWetter, das derzeit in
der Region herrsche, hiess es.

Zunächst war am Mittwoch-
abend vor der Insel Kythira ein
Segelbootmit vermutlich 95Mi-
granten an Bord an Felsen zer-
schellt. Rettungskräfte und An-
wohner zogen die Menschen
mitten im Dunkeln bei starkem
Wind mit Seilen eine massive
Steilwand hinauf,wie Videoauf-
nahmen zeigten. Auch tagsüber
ging die Suche weiter, Medien-
berichten zufolge werden noch
mindestens 15 Menschen ver-
misst. Über dieAnzahl derToten
gab es unterschiedlicheAngaben.
In der Nacht zum Donnerstag
kenterte dann ein Bootmit rund
40 Insassen vor derOstküste von
Lesbos – ebenfalls in einer felsi-
gen Region.An Bordwaren nach
ersten Erkenntnissen vor allem
Frauen.Die Küstenwache barg 18
Tote, darunter 16 Frauen, einen
Jungen und einen Mann.

Kritik an Ankara
Angesichts der beiden Unglücke
gab es aus Athen scharfe Kritik
anAnkara. «Einmalmehr hat die
Toleranz der Türkei gegenüber
skrupellosen Schleuserbanden
Menschenleben gekostet», sagte
SchifffahrtsministerGiannis Pla-
kiotakis. Solange die türkische
Küstenwache diese Aktionen
nicht verhindere, pferchten
Schleuser die Menschen weiter-
hin ohne Sicherheitsvorkehrun-
gen in Boote, die den Wetterbe-
dingungen nicht standhalten
könnten. Die Türkei müsse den
Flüchtlingspakt mit der EU ein-
halten, forderte Plakiotakis. (sda)

Mindestens
18 Tote bei
Bootsunglücken

Ostasien Ungeachtet starker Pro-
teste hat das nordkoreanische
Regime seine Serie von Raketen-
tests fortgesetzt. Das südkorea-
nischeMilitär teiltemit,Nordko-
rea habe gestern erneut zwei bal-
listische Kurzstreckenraketen in
Richtung des Japanischen Mee-
res abgefeuert.Die Geschosse sei-
en bei der nordkoreanischen
Hauptstadt Pyongyang gestartet
worden.Die eine sei bei einerma-
ximalenHöhe von 80 Kilometern
350 Kilometerweit geflogen, die
andere 800 Kilometer bei einer
maximalenHöhe von 60 Kilome-
tern. Später hat Nordkorea zu-
dem zwölf Kampfflugzeuge in
die Nähe der innerkoreanischen
Grenze entsandt. Die Massnah-
me war offenbar eine Reaktion
auf ein gemeinsames Seemanö-
ver der südkoreanischen und der
US-amerikanischen Streitkräfte
vomMittwoch.Wie der südkore-
anische Generalstab berichtete,
soll die nordkoreanische Flugfor-
mation Schiessübungen durch-
geführt haben. (sda)

Nordkorea feuert
erneut Raketen ab

Tomas Avenarius, Istanbul

Jetzt revoltieren schon die Schul-
kinder in der Islamischen Repu-
blik. Genauer gesagt: Jetzt revol-
tieren schon die Schülerinnen.
Videos zeigenMädchen in Schul-
uniform – ohne das zurUniform
vorgeschriebeneTuch. Sie tragen
ihr Haar offen.Während derAn-
sprache eines Regimevertreters
rufen sie den ikonischen Protest-
slogan: «Frauen, Leben, Frei-
heit». Der auf dem Podium ste-
hende Basij-Milizionär,Vertreter
der berüchtigtsten Prügeltruppe
des Regimes, will die Mädchen
auf das Tragen des Kopftuchs
einschwören. Die Schülerinnen
rufen: «Hau ab, Basij.»

Protest gegen das System
Die Nachrichtenagentur Bloom-
berg, die davon berichtete, konn-
te die Authentizität der Videos
und Fotos zwar nicht prüfen.
Aber angesichts der Tatsache,
dass die seit dreiWochen anhal-
tende Protestbewegung im Iran
von Beginn an von Frauen ange-
führtwurde, spricht vieles dafür,
dass sich in der Islamischen Re-
publik solche Szenen inzwischen
in Schulen abspielen. Denn bei
den Demonstrationen in den
Strassen führen Frauen die Be-
wegung an. Und sie begehren
nicht allein gegen den Kopftuch-
zwang auf, sondern längst gegen
das gesamte System der Islami-
schen Republik.

Die Frauen – und die Schüle-
rinnen – gehen enorme Risiken
ein, wenn sie sich den Schleier
vor denAugen der Basij oder der
Prügelpolizisten der Spezial-
kommandos vom Kopf reissen.

Nicht ohne Grund sind viele der
Dutzenden bekanntenTodesop-
fer – 154 laut der NGO Iran Hu-
man Rights bis Mitte derWoche
– Frauen.Denn derHidschab ge-
hört zu den inoffiziellen Symbo-
len des schiitischen Gottesstaats.
Die angeblich islamisch vorge-
schriebene, strenge Verschleie-
rung gibt dem theokratischen
System einen Teil seiner politi-
schen Legitimation.

Die Ereignisse als Frauenauf-
stand odervielleicht sogar als fe-
ministische Bewegung zuverste-
hen, trifft also durchaus zu.
Allerdings nur in Teilen. Selbst-
verständlich – wobei es ange-
sichts der Brutalität des Regimes
alles andere als wirklich selbst-
verständlich ist – übernahmen
die Frauen die Führung, nach-
dem die 22-jährige Mahsa Ami-
ni nach der Festnahme durch die
Religionspolizei am 16. Septem-
ber im Koma gestorben war.

Offenbar wurde sie von den
Sittenwächtern schwermisshan-
delt. Das angebliche «Vergehen»
der jungen Kurdin, die zu Hause
Jina genanntwurde, bestand da-
rin, dass ihr Kopftuch nicht rich-
tig sass. Aber der iranische Auf-
stand ist Ausdruck von mehr als
einer rein weiblich geführten
Kritik an der «islamischen Klei-
derordnung» und am Regime.

«Tod demDiktator»
Schliesslich beteiligen sichMän-
ner, und es dürften ebenso viele
sein. Die Parolen der Protestie-
renden – ob Männer oder Frau-
en – zeigen, worum es geht:
«Frauen, Leben, Freiheit», aber
auch «Nieder mit der Islami-
schen Republik» oder «Tod dem

Diktator», gemeint ist Revoluti-
onsführer Ayatollah Ali Khame-
nei alsmächtigsterMann im ira-
nischen Gottesstaat.

Dass die Frauen die Füh-
rungsrolle im Protest gegen den
Kopftuchzwang übernehmen,
zeigt das enorme Selbstbewusst-
sein und den Mut der Iranerin-
nen. Es ist beim Kopftuch aller-
dings auch naheliegend. Zumal
junge Iranerinnen in den Städ-
ten oft gebildet sind, inzwischen
studierenmehr Frauen als Män-
ner. Aber die Demonstrationen
sind nochmehr. Sie sindHinweis
auf den fortschreitenden Zerfall
des iranischen Systems insge-
samt. Das betrifft Männer und
Frauen, das betrifft die ganze Ge-
sellschaft.

Ähnlich wie beim Ende der
UdSSR haben beträchtliche Tei-
le der Gesellschaft – aber noch
lange nicht alle – jedes Vertrau-

en in die Reformfähigkeit des
theokratischen Systemsverloren.
Sie sind nicht länger bereit, indi-
viduelle und gesellschaftliche
Unfreiheit, brutale Repression,
das FehlenvonMeinungsfreiheit,
allumfassende Korruption und
vor allem den anhaltendenwirt-
schaftlichen Notstand in ihrem
Land von 80 Millionen Einwoh-
nern hinzunehmen.Deshalb gab
esAufstände 2009 oder 2017 und
2019. Angeführt von Männern,
aber mitgetragen von Frauen.

Symbol der Unterdrückung
Die Geschlechterfrage ist ein
Teilaspekt im Aufbegehren ge-
gen das Regime, nicht das allei-
nige Kennzeichen. Der Kopf-
tuchzwang in seiner plakativen
Griffigkeit als Symbol von Un-
freiheitwird so oder so zumMo-
tor des Protestes jenseits derGe-
schlechterrollen. Der staatliche
Zwang zum Tragen des Hid-
schab wird begriffen als Aus-
druck theokratischer Verlogen-
heit und umfassenderRepressi-
on. Dies betrifft nicht nur
progressive Frauen, sondern die
gesamte Gesellschaft.

Es spiegelt das umfassende
Versagen des Mullah-Regimes
nach vier Jahrzehnten Islami-
scher Republik wider.Wenn Re-
volutionsführer Khamenei nun
Krokodilstränenweint und sagt,
das Schicksal von Mahsa Amini
sei «herzerschütternd»,wird ihm
das von den Protestierenden, ob
Frau oder Mann, kaum jemand
abnehmen. Zumalwenn derAya-
tollah die Proteste im selben
Atemzugverurteilt und unerbitt-
liche Härte ankündigt. Welche
politische Symbolkraft der Hid-

schab hat, zeigt sich vor dem
Hintergrund der iranischen Er-
eignisse nun in derTürkei. In der
aktuellen Vorwahlkampfatmo-
sphäre – Präsident und Parla-
mentwerden 2023 neu bestimmt
– hat die Opposition einen cle-
veren Schritt unternommen.
CHP-Chef Kemal Kiliçdaroglu,
ein möglicher Präsidentschafts-
kandidat,will die im Land längst
geltende Kopftuchfreiheit im
Grundgesetz verankern.

So versucht der säkulare Op-
positionsführer Staatschef Recep
Tayyip Erdogan den Wind aus
den Segeln zu nehmen: Die Tür-
kei ist ein muslimisches Land,
hat allerdings auch eine starke
Frauenbewegung.Das Recht, das
Tuch in dem einst streng laizis-
tischen Land bei Gericht, in
Behörden, Schulen und Univer-
sitäten zu tragen, hatte der
strenggläubige Erdogan selbst
durchgesetzt.

Er tat dies gegen den erbitter-
ten Widerstand des säkularen
Establishments. Der Islamist
zeigte sich derart irritiert, dass
er derverhasstenOpposition nun
das Undenkbare vorschlug: Man
könne doch zusammenarbeiten
und die Verfassungsänderung
«gemeinsam verabschieden».

Das Kopftuch, die Freiheit, es
zu tragen oder abzulegen, und
die Rolle moderner Frauen, die
ihre Rechte längst auch in den
muslimischen Gesellschaften
einfordern, bleiben also zentral:
ob im Iran, in derTürkei oder an-
deren Muslim-Staaten. Das gilt
für strenggläubige ebenso wie
für traditionelle oder überzeugt
weltlich denkende Frauen oder
modern eingestellte Männer.

Nun demonstrieren auch Schülerinnen
Proteste im Iran Das aufgezwungene Kopftuch treibt Frauen undMänner zummutigen Aufstand –
er gilt inzwischen dem ganzen Regime. Viele glauben nicht mehr, dass es reformierbar ist.

Ein Stinkefinger für das religiöse Staatsoberhaupt Ali Khamenei und dessen Vorgänger Khomeini: Protestierende Studentinnen einer Mädchenschule. Foto: Dukas

Die Frauen
begehren nicht
allein gegen den
Kopftuchzwang auf,
sondern gegen
das gesamte System.
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Dominique Eigenmann, Berlin

Wenn die lautesten Warnungen
nicht aus der Politik ertönen,
sondern von den Verantwortli-
chen der Gemeinden und Land-
kreise, dann gilt es im deutschen
Asylwesen für gewöhnlich ernst.
In den letztenTagen undWochen
klang dieserAlarm immer schril-
ler. Erst schrieben der Landkreis-
tag sowie der Städte- und Ge-
meindebund einen scharfen
Brief an Bundeskanzler Olaf
Scholz, in dem sie vor einer Lage
wiewährend der Flüchtlingskri-
se 2015/16 warnten und ein so-
fortiges Treffen aller Beteiligten
forderten.

Dann taten quer durchs Land
Bürgermeisterinnen und Land-
räte ihre Not kund. Sie könnten
unmöglich noch mehr geflüch-
tete Menschen aufnehmen,
schrieben sie in offenen Briefen.
Man sei bereits überfordert, ste-
he «mit dem Rücken zurWand»
und an einem «gefährlichen

Kipppunkt», schrieben etwa
23 Verantwortliche aus Rastatt
in Baden-Württemberg. Mittler-
weile ist der Alarm in Berlin an-
gekommen. Ein anonymer Re-
gierungsbeamter nannte die
Lage gegenüber dem «Spiegel»
zuletzt «höchst beunruhigend».

Fehler rächen sich
Vor Ort zeigt sich die Not vor al-
lem darin, dass Gemeinden ver-
zweifelt nach Unterkünften su-
chen. An vielen Orten werden
wieder Turnhallen geräumt, um
vorübergehendMenschen unter-
zubringen. Gemeinden stellen
Zelte oder Container auf, Städte
richten abbruchreife Verwal-
tungsgebäude oder ungenutzte
Messehallen wieder her oder
mieten Hostels an. Allein das
Bundesland Nordrhein-Westfa-
len betreibt bereitswieder sechs
grosse Notunterkünfte, um die
überfüllten Erstaufnahmezent-
ren zu entlasten. Es rächt sich
nun, dass Letztere sich nach
2015/16 gar nie richtig geleert
hatten.

Deutschland steckt seit dem
Überfall Russlands auf die Ukra-
ine in einer ernsten Energiekri-
se, es kämpft gegen eine seit

Jahrzehnten nicht mehr erlebte
Inflation, die Corona-Pandemie
ist noch längst nicht überwun-
den – und nun geht also auch
noch die Angst vor einer neuen
Flüchtlingskrise um.

Nach den offiziellen Zahlen
haben bereits mehr als eine Mil-
lion Menschen aus der Ukraine
in Deutschland Zuflucht gefun-
den – in der Grosszahl handelt
es sich umMüttermit ihren Kin-
dern. Auch wenn Deutschlands
Beitrag enorm ist: Die Hauptlast
der mehr als vier Millionen ge-
flüchteten Ukrainerinnen tragen
weiterhin die Nachbarländer,vor
allem Polen, Moldau, Tschechi-
en und die Slowakei. Andere
grosse europäische Länder sind
hingegen kaumbetroffen. Frank-
reich etwa hat nur etwas mehr
als 100’000 Ukrainerinnen auf-
genommen, Italien und Spanien
nicht viel mehr. Die Schweiz,
zehnmal weniger bevölkert als
Deutschland, immerhin 65’000.

Viel Verkehr auf Balkanroute
Verschärft hat sich die Lage,weil
seit Sommer gleichzeitig wieder
vielmehrMenschen überdie Bal-
kanroute und das Mittelmeer
nach Deutschland flüchten als
zuvor: vor allem Syrer und Af-
ghanen, aber auch viele junge
Männer aus Afrika oder Indien.
DieAnzahl der neuenAsylanträ-
ge, bis September waren es
115’000, könnte amEnde des Jah-
res so hoch liegen wie zuletzt
2017.Undmanche erwarten nun,
dass auch noch viele junge Rus-
sen, die vor dem Kriegsdienst
flüchten, nach Deutschland
drängen.

Festzuhalten ist, dass inmit-
ten aller Krisen Unterstützung
und Sympathie für die Ukraine-
rinnen in Deutschland ungebro-
chen sind.Viele Private engagie-
ren sichweiterhin stark. Seit Juni
können Geflüchtete aus der Uk-
raine zudem dieselbe Sozialhil-
fe beziehenwie bedürftige Deut-
sche.Als FriedrichMerz, derChef
der oppositionellen Christdemo-
kraten, kürzlich Stimmung ge-
gen den angeblich grassierenden
«Sozialtourismus» unter Ukrai-
nerinnen machte, schlug ihm
auch aus der eigenen Partei so
viel Kritik entgegen, dass er sich
zu einer Entschuldigung genö-
tigt sah.Wahr ist aber auch, dass
etwa ein Fünftel der Deutschen,
vor allem imOsten, imKrieg eher
auf Russlands Seite steht als auf
der derUkraine – und die Flücht-
linge deswegen lieber früher als
später loswerden möchte.

SehrvielwenigerWohlwollen
als die Ukrainerinnen erfahren
Menschen, die vor Kriegen aus-

serhalb Europas fliehen, etwa
aus Syrien oderAfghanistan. Po-
litiker von CDU und CSU sowie
konservativeMedien fordern die
Regierung nun wieder auf, die
eigenen Grenzen stärker zu kon-
trollieren und die Transitländer
auf demBalkan dazu zu bringen,
die neue Massenflucht zu stop-
pen. Die AfD verlangt, Asylsu-
chende an der deutschen Gren-
ze kurzerhand abzuweisen.

Auch wenn die Flüchtlingslage
in Deutschland derzeit prekär
ist, scheint der Vergleich mit
2015/16 doch übertrieben. Der
grösste Unterschied besteht da-
rin, dass die Ukrainerinnen ei-
nen pauschalen Schutzstatus ge-
niessen und deswegen nicht das
Asylsystem überlasten wie da-
mals Syrer und Iraker.Auch sind
sehr viel mehr Menschen privat
untergekommen als damals. Die

Unterstützung blieb auch hoch,
weil Ukrainerinnen in der Öf-
fentlichkeit nur höchst selten
auffallen.

Angst vor demWinter
Allerdings nimmt die Sorge zu,
dass sich die Lage in diesem
Winter deutlich verschlimmern
könnte. Gerald Knaus, einer der
besten Kenner, warnt jedenfalls
bereits vor einem «historischen

Fluchtwinter», sollte derKrieg in
der Ukraine weiter eskalieren.
Sollte Russland systematisch
Kraftwerke und Stromleitungen
zerstören, könnten erneut Milli-
onenvor derKälte fliehen, glaubt
Knaus. Und was auf Europa zu-
kommen könnte, sollte Russland
eine Atombombe über einer uk-
rainischen Stadt zünden, wagt
man sich lieber erst gar nicht
auszudenken.

Deutschland fürchtet eine neue Flüchtlingskrise
Zahlen wie 2015/16 Eine Million Geflüchtete aus der Ukraine lebt bereits in Deutschland, nun kommen noch
viele Menschen aus Syrien und Afghanistan dazu. Bereits werden wieder Turnhallen geräumt und Zelte aufgestellt.

Unterstützung und
Sympathie für
die Ukrainerinnen
sind in Deutschland
ungebrochen.

ANZEIGE

Syrien Die US-Armee hat nach
syrischen Angaben bei einer
Luftlandeoperation im Nordos-
ten des Landes einen Mann
getötet und mindestens zwei
weitere festgenommen. Es han-
delte sich um einen seltenenUS-
Militäreinsatz in einem Gebiet
unter Kontrolle der Regierung in
Damaskus, wie die Syrische Be-
obachtungsstelle fürMenschen-
rechte meldete. Aus syrischen
Sicherheitskreisen hiess es, US-

Helikopter seien gestern in ei-
nem Ort südlich der Stadt Ka-
mischli gelandet. Die Identität
des Toten und der Festgenom-
menen war zunächst unklar.
Auch Syriens Staatsfernsehen
berichtete über den Einsatz.

Das US-Militär ist in demBür-
gerkriegsland normalerweise
nur in Gebieten im Einsatz, die
von der kurdischen Miliz YPG
und derenVerbündeten kontrol-
liert werden. (sda)

Ein Toter bei US-Operation
in syrischemRegierungsgebiet
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